
Satzung 
 

über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Hohenmölsen 
-  Erschließungsbeitragssatzung - 

 
 
 
 

§ 1 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

 
Die Stadt Hohenmölsen erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Baugesetzbu-
ches zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Erschließungsanlagen nach 
Maßgabe dieser Satzung.  
 
 

§ 2 
Art der Erschließungsanlagen 

 
Erschließungsanlagen sind: 
 
(1) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den baurechtlichen Vorschriften ge-

werblich zu nutzenden Flächen erforderlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze; 
 
(2) die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht be-

fahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohnwege); 
 
(3) öffentliche Straßen, Wege und Plätze, die selbst nicht zum Anbau bestimmt, aber zur Er-

schließung der Baugebiete notwendig sind (Sammelstraßen innerhalb des Baugebietes) 
 
(4) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen mit Ausnahme von Kin-

derspielplätzen, soweit sie Bestandteil der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Verkehrsan-
lagen oder nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschlie-
ßung notwendig sind; 

 
(5) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsan-
lagen sind. 

 
 

§ 3 
Umfang der Erschließungsanlagen 

 
 

(1)   Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 
 

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenom-
men solche in Kern- Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der 
Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe- und Ausstellungs-
gebiete, an denen eine Bebauung zulässig ist 

 
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie beidseitig und mit ei-

ner Breite bis zu 9 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
 

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite von bis zu 15 m, wenn sie beidseitig und 
mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 

 



c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und 
mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind. 
 

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, 
Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufs-
zentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe- und Ausstellungsgebiete, mit einer Breite 
bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist und 
mit einer Breite bis 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung einseitig zu-
lässig ist. 

 
3. Mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (z.B. Fußwege, Wohnwege) mit 

einer Breite bis zu 5 m,  
 

4. Sammelstraßen mit einer Breite von bis zu 18 m, 
 

5. Parkflächen,  
a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen gemäß Nr. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weite-

ren Breite von 6 m 

b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. 1, 2 und 4, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 
sind (selbstständige Parkflächen), bis zu 15% der Fläche der erschlossenen Grund-
stücke 

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren 

Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen 
innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbständige 
Grünanlagen), bis zu 15% der Flächen der erschlossenen Grundstücke. 

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 4 angegebenen Maße um die Hälfte, mindestens aber um 8 m. 

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrs-
anlage die größte Breite. 

(4) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. 

 

§ 4 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 
 
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 
Dazu gehören die Kosten für: 
1. den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen, 
2. die Freilegung der Flächen für Erschließungsanlagen, 
3. die erstmalige Herstellung  

- des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche so-
wie notwendige Erhöhungen oder Vertiefungen, 

-  der Rinnen sowie der Randsteine, 
- der Radfahrwege mit Schutzstreifen, 
- der Gehwege, 
- der  Beleuchtungseinrichtungen, 



- der Entwässerung der Erschließungsanlagen, 
- von Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
- des Anschlusses an andere Erschließungsanlagen, 
- von Parkflächen, 
- von Grünanlagen und 
- der Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
4.  die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen. 
 
Der Erschließungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung. 
 

 
§ 5 

Anteil der Gemeinde 
Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 
 

 
§ 6 

Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes 
 

(1) Der nach §§ 3, 4 ermittelte und gemäß § 5 gekürzte beitragsfähige Erschließungsaufwand 
wird auf die durch die Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsge-
biet) nach deren Nutzungsfläche verteilt. Die Nutzungsfläche eines Grundstücks ergibt sich 
durch Vervielfachung seiner Grundstücksfläche mit dem Nutzungsfaktor. 

 
(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des Geltungsberei-

ches eines Bebauungsplanes die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebau-
ungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist und das Grundstück bebaut 
oder gewerblich genutzt werden darf.  

 
(3)  Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des Geltungsberei-

ches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauli-
che oder gewerbliche Nutzung nicht festsetzt, die Grundstücksfläche, welche nach der Ver-
kehrsauffassung Bauland ist und nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemein-
de zur Bebauung ansteht. 

 

(4) Entsprechend dem Maß der Nutzung beträgt der Nutzungsfaktor  

a) bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss     1,0  

b) bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen     1,3  

 c)   bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen    1,5  

 d)   bei einer Bebaubarkeit mit vier und fünf Vollgeschossen   1,6  

      e)   bei einer Bebaubarkeit mit mehr als fünf Vollgeschossen   1,7  

      f)    bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen  
            Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden können (z. B. Dauer- 
            kleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen)    0,5  

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich 
die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:  

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollge-
schosse.  



b)  Baumassenzahl durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen aufgerundet werden.  

c)  Ist nur die Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige 
Höhe geteilt durch 2,6, wobei die Bruchzahlen bis 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet und solche über 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden.  

 d)  Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder   
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige 
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.  

(6)  Für die Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für 
Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassen-
zahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie 
folgt:  

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht 
feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes geteilt durch 2,6, 
wobei Bruchzahlen bis 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet, Bruchzahlen 
über 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden.  

b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstü-
cken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.  

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich genutzt 
werden können, werden zwei Vollgeschosse zugrunde gelegt.  

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden 
sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.  

(7)  Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 fest-
gesetzten Nutzungsfaktoren um 0,5 erhöht  

a)  Bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und Indust-
riegebieten mit der Nutzungsart Einkaufzentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe- 
und Ausstellungsgebiet.  

b)   Bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine     
Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig 
ist.  

c) Bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Gebiete, 
die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise (z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwal-
tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus oder Schulgebäuden) genutzt werden, wenn diese 
Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt.  
Liegt eine derartige Benutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt 
die tatsächliche so genutzte Fläche als Nutzungsfläche.  

(8)  Abs. 7 gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.  

§ 7  
Mehrfach erschlossene Grundstücke 

Für Grundstücke, die durch jeweils mehrere der gleichen Art voll in der Baulast der Stadt ste-
hende Erschließungsanlagen i. S. von §  3 Abs. 1 Nr. 1-6 erschlossen werden (z.B. Eckgrund-
stücke, Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen), wird die nach dem § 6 ermittelte 
Nutzungsfläche des Grundstückes bei der Erschließung durch zwei Erschließungsanlagen je-
weils zur Hälfte, durch drei Erschließungsanlagen jeweils zu einem Drittel, durch vier und mehr 
Erschließungsanlagen mit dem entsprechend ermittelten Bruchteil zugrunde gelegt.  



 

§ 8 
Kostenspaltung 

 

Der Erschließungsbeitrag kann für 

1. Grunderwerb 
2. Freilegung von Erschließungsflächen 
3. Fahrbahn 
4. Radweg 
5. Gehweg 
6. unselbstständige Parkflächen 
7. unselbstständige Grünanlagen 
8. Entwässerungseinrichtungen 
9. Beleuchtungseinrichtungen 

 
 
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden, sobald die Maßnahme, deren Auf- 
wand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen ist. 
 

§ 9 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen, für Teil-
beträge, sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch die Teilbeiträge gedeckt werden soll, 
abgeschlossen ist. Im Falle der Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanla-
gen entsteht die Beitragspflicht mit der Übernahme durch die Gemeinde. 
 

§ 10 
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage 

 

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen, Sam-
melstraßen und selbständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn  

a)   ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen, 

b)   sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße angeschlossen sind und 

c)   sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. 
  
Die bautechnischen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm. 
 

(2) Die bautechnischen Bestandteile der Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, 
wenn 

a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau mit 
Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengittersteinen aufweisen. 
Die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen. 
 

b) Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit Platten, Pflaster, Asphalt, 
Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben, 

 
c) unselbstständige und selbstständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähigem Un-

terbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengittersteinen auswei-
sen. 



Die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen. 
 

d) Unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind. 
 

e) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt und die 
unbefestigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind. 
 

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum 
der Stadt stehen und sie gärtnerisch gestaltet sind. 
 

§ 11 
lmmissionsschutzanlagen 

 

Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkung i. S. des Bun-
des-lmmissionsschutzgesetzes werden Art, Umfang, Merkmale der endgültigen Herstellung 
sowie die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes durch Satzung im Einzelfall 
abweichend oder ergänzend geregelt. 
 

§ 12 
Vorausleistungen 

 

Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang entstan-
den ist, können Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des voraussichtli-
chen endgültigen Erschließungsbeitrags verlangt werden, wenn ein Bauvorhaben auf dem 
Grundstück genehmigt wird oder wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen 
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlagen innerhalb von vier Jahren 
zu erwarten ist. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 

 
§13 

Beitragspflichtige 
 

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids 
Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit 
einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuche belastet, so ist der Inhaber dieses Rechts an Stelle des Eigentü-
mers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.  

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetra-
gen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte i. S. v.  
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes in der Fassung vom 29.März 1994 (BGBI. I 
S. 709). 

§ 14 

Fälligkeit des Beitrags und Billigkeitsmaßnahmen 

(1)     Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig. 



(2)   Die Stadt kann zur Vermeidung unbilliger Härten im Einzelfall, insbesondere soweit dies 
zur Durchführung eines genehmigten Bauvorhabens erforderlich ist, zulassen, dass der 
Erschließungsbeitrag in Raten oder in Form einer Rente gezahlt wird. Ist die Finanzierung 
eines Bauvorhabens gesichert, so soll die Zahlungsweise der Auszahlung der Finanzie-
rungsmittel angepasst, jedoch nicht über zwei Jahre hinaus erstreckt werden. 

(3)   Lässt die Stadt nach Absatz 2 eine Verrentung zu, so ist der Erschließungsbeitrag durch 
Bescheid in eine Schuld umzuwandeln, die in höchstens zehn Jahresleistungen zu ent-
richten ist. In dem Bescheid sind Höhe und Zeitpunkt der Fälligkeit der Jahresleistungen 
zu bestimmen. Der jeweilige Restbetrag ist mit höchstens 2 vom Hundert über dem Ba-
siszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs jährlich zu verzinsen. Die Jahres-
leistungen stehen wiederkehrenden Leistungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes gleich. 

(4)   Werden Grundstücke landwirtschaftlich oder als Wald genutzt, ist der Beitrag so lange 
zinslos zu stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit des landwirt-
schaftlichen Betriebs genutzt werden muss. Satz 1 gilt auch für die Fälle der Nutzungs-
überlassung und Betriebsübergabe an Familienangehörige im Sinne des § 15 der Abga-
benordnung. Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, solange Grundstücke als Kleingär-
ten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes genutzt werden. 

(5)    Im Einzelfall kann die Stadt auch von der Erhebung des Erschließungsbeitrags ganz oder 
teilweise absehen, wenn dies im öffentlichen Interesse oder zur Vermeidung unbilliger 
Härten geboten ist. Die Freistellung kann auch für den Fall vorgesehen werden, dass die 
Beitragspflicht noch nicht entstanden ist. 

 
§ 15 

Auskunftspflicht 
 

Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, der Gemeinde alle zur Ermittlung der Beitragsgrundlage 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen, auf Verlangen geeignete Unterlagen vorzulegen und jeden 
Eigentumswechsel, jede Veränderung der Grundstücksgröße bzw. der Anzahl der Vollgeschos-
se sowie jede Nutzungsveränderung anzuzeigen. 

 

§ 16 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Erschlie-
ßungsbeitragssatzung vom 16.12.1993 außer Kraft. 


